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Das neue Jahrhundert begann mit einem bei-

spiellosen Bekenntnis zu Solidarität und Ent-

schlossenheit im Kampf gegen die Armut in

der Welt. Im Jahr 2000 wurde die Millenni-

ums-Erklärung der Vereinten Nationen von

der bisher größten Zusammenkunft von Staats-

chefs verabschiedet. Sie verpflichtete die rei-

chen wie die armen Länder alles daran zu set-

zen, um die Armut zu beseitigen, die mensch-

liche Würde und die Gleichberechtigung zu

fördern und Frieden, Demokratie und ökolo-

gische Nachhaltigkeit zu verwirklichen. Die

Führer der Welt versprachen, mit vereinten

Kräften bis zum Jahr 2015 oder schon früher

konkrete Zielvorgaben für die Förderung der

Entwicklung und die Verminderung der Ar-

mut zu erreichen.

Die aus der Millenniums-Erklärung her-

vorgegangenen Millenniums-Entwicklungs-

ziele verpflichten die Länder dazu, verstärkt

gegen unzureichende Einkommen, weit ver-

breiteten Hunger, die Ungleichheit zwischen

Mann und Frau, Umweltschäden und Mängel

bei der Bildung, der Gesundheitsversorgung

und dem Zugang zu sauberem Wasser vorzu-

gehen (Kasten 1). Sie enthalten auch Maß-

nahmen für den Schuldenabbau, die Er-

höhung der Entwicklungshilfe sowie die Aus-

weitung des Handels und des Technologie-

transfers in die armen Länder. Der im März

2002 verabschiedete Konsens von Monterrey

– der im September 2002 in der Erklärung

von Johannesburg über nachhaltige Entwick-

lung und im Aktionsplan von Johannesburg

bekräftigt wurde – bildet den Rahmen für

diese Partnerschaft zwischen reichen und ar-

men Ländern.

Es gibt wohl kaum einen günstigeren Zeit-

punkt, um Unterstützung für eine derartige

globale Partnerschaft zu mobilisieren. Im Jahr

2003 erlebte die Welt weitere gewalttätige

Konflikte, begleitet von einer Verschärfung

der internationalen Spannungen und Furcht

vor Terrorismus. Manche mögen argumentie-

ren, der Krieg gegen die Armut müsse in den

Hintergrund treten, bis der Krieg gegen den

Terrorismus gewonnen sei, aber sie haben un-

recht. Die Notwendigkeit, die Armut zu besei-

tigen, konkurriert nicht mit der Notwendig-

keit, die Welt sicherer zu machen. Im Gegen-

teil, die Beseitigung der Armut sollte zu einer

sichereren Welt beitragen – die Vision der

Millenniums-Erklärung.

Wer gegen die Armut vorgehen will, muss

ihre Ursachen verstehen. Dieser Bericht trägt

zu einem solchen Verständnis bei, indem er

die tieferen Ursachen dafür analysiert, warum

Entwicklung ausgeblieben ist. Während der

neunziger Jahre konzentrierten sich die ent-

wicklungspolitischen Debatten auf drei Pro-

blemfelder. Das erste war die Notwendigkeit

von Wirtschaftsreformen zur Verwirklichung

makroökonomischer Stabilität. Das zweite

war die Notwendigkeit starker Institutionen

und einer guten Regierungsführung, um

Rechtsstaatlichkeit durchzusetzen und die

Korruption einzudämmen. Das dritte war die

Notwendigkeit sozialer Gerechtigkeit und die

Einbindung der Menschen in die Entschei-

dungen, die sie selbst und ihre Gemeinwesen

und Länder betreffen. Für diesen Aspekt hat

sich dieser Bericht seit jeher eingesetzt und

wird es auch weiterhin tun. 

Alle diese Fragen sind für die nachhaltige

menschliche Entwicklung von entscheiden-

der Bedeutung und  sie verdienen weiterhin

die vorrangige Aufmerksamkeit der Politik.

Aber sie lassen einen vierten Faktor außer

Acht, der hier untersucht wird: die struktu-

rellen Zwänge, die das Wirtschaftswachstum

und die menschliche Entwicklung behindern.

Der in diesem Bericht vorgestellte Millenni-

ums-Entwicklungspakt schlägt ein politisches

Konzept für die Verwirklichung der Millen-
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Ziel 1: Beseitigung der extre-
men Armut und des
Hungers

Zielvorgabe 1: Zwischen
1990 und 2015 den
Anteil der Menschen
halbieren, deren Ein-
kommen weniger als 1$
pro Tag beträgt

Zielvorgabe 2: Zwischen
1990 und 2015 den
Anteil der Menschen
halbieren, die Hunger
leiden

Ziel 2: Verwirklichung der all-
gemeinen Primarschul-
bildung

Zielvorgabe 3: Bis zum
Jahr 2015 sicherstellen,
dass Kinder in der ganzen
Welt, Jungen wie Mäd-
chen, eine Primarschul-
bildung vollständig
abschließen können

Ziel 3: Förderung der Gleich-
heit der Geschlechter
und Ermächtigung der
Frau

Zielvorgabe 4: Das Ge-
schlechtergefälle in der
Primar- und Sekundar-
schulbildung beseitigen,
vorzugsweise bis 2005,
und auf allen Bildungs-
ebenen bis spätestens
2015

Ziel 4: Senkung der Kinder-
sterblichkeit

Zielvorgabe 5: Zwischen
1990 und 2015 die
Sterblichkeitsrate von
Kindern unter fünf Jahren
um zwei Drittel senken

KASTEN 1

Millenniums-Entwicklungs-
ziele und Zielvorgaben

Fortsetzung auf der nächsten Seite



2 BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2003

niums-Entwicklungsziele vor, dessen Aus-

gangspunkt die Auseinandersetzung mit die-

sen Zwängen ist. 

Die einzelstaatliche Trägerschaft – durch
Regierungen und Bevölkerung – ist ein
Schlüsselfaktor für die Verwirklichung der
Millenniums-Entwicklungsziele. Die demo-
kratische Debatte kann durch die Ziele ge-
fördert werden, und die Führer der einzel-
nen Länder werden eher bereit sein, die zur
Verwirklichung der Ziele erforderlichen
Maßnahmen zu ergreifen, wenn eine enga-
gierte Bevölkerung entsprechenden Druck
ausübt.

Die Ziele werden nur dann zum Erfolg führen,

wenn sie für die Milliarden Menschen, für die

sie bestimmt sind, wirklich eine Bedeutung

haben. Die Ziele müssen nationale Wirklich-

keit werden und die wichtigsten Interessen-

gruppen – die Menschen und die Regierungen

– müssen sie sich zu eigen machen. Sie sind

Prüfsteine, an denen Fortschritt gemessen

werden kann und anhand derer die Armen

von den politischen Führern Rechenschaft

verlangen können. Sie helfen den Menschen

für politische Strategien und Maßnahmen zu

kämpfen, die angemessene Arbeitsplätze

schaffen, den Zugang zu Schulen verbessern

und die Korruption ausmerzen. Sie sind auch

Verpflichtungen, die die Führer der einzelnen

Länder eingegangen sind und über deren Er-

füllung sie ihren Wählern Rechenschaft able-

gen müssen.

Wenn sich die Bevölkerung die Ziele zu ei-

gen machen, kann dies eine demokratische

Debatte über die Leistungen der Regierung

befördern, vor allem, wenn ungeschönte Da-

ten zur Verfügung gestellt werden, die zum

Beispiel am Eingang von Gemeindezentren

angeschlagen werden. Die Ziele können auch

eine Wahlkampfplattform für Politiker bilden.

Ein Beispiel hierfür lieferte der brasilianische

Präsident Luis Inacio „Lula“ da Silva, dessen

Kampagne zur Beseitigung des Hungers

(Fome Zero – Kein Hunger mehr) Teil seines

Programms im Präsidentschaftswahlkampf

war. 

Den Gruppen der Zivilgesellschaft – von

Gemeinwesenorganisationen über Berufsver-

bände und Frauengruppen bis zu Netzwerk-

en der Nichtregierungsorganisationen (NRO)

– kommt bei der Umsetzung der Ziele und

der Überwachung der dabei erreichten Fort-

schritte eine wichtige Rolle zu. Aber die Ziele

erfordern auch leistungsfähige, wirksam han-

delnde Staaten, die in der Lage sind, die von

ihnen gemachten Entwicklungszusagen ein-

zuhalten. Und sie erfordern eine Mobilisie-

rung der Bevölkerung, damit der politische

Willen zu ihrer Verwirklichung nicht nach-

lässt. Eine solche Mobilisierung setzt eine of-

fene, partizipatorische politische Kultur vor-

aus.

Politische Reformen wie etwa die Dezen-

tralisierung der Haushalte und der Verant-

wortung für die Bereitstellung von grundle-

genden Dienstleistungen rücken die Entschei-

dungsprozesse näher an die Menschen heran,

so dass diese mehr Druck zur Verwirklichung

der Ziele ausüben können. Wo die Dezentrali-

sierung erfolgreich war, wie etwa in Teilen

Brasiliens, in Jordanien, Mosambik und in den

indischen Bundesstaaten Kerala, Madya Pra-

desh und Westbengalen, hat sie zu erhebli-

chen Verbesserungen geführt. Sie ermöglicht

es den staatlichen Stellen, schneller auf die Be-

dürfnisse der Menschen zu reagieren, Korrup-

tion aufzudecken und das Fernbleiben vom

Arbeitsplatz zu reduzieren.

Aber Dezentralisierung ist ein schwieriger

Prozess. Ihr Erfolg setzt eine fähige Zentralre-

gierung, engagierte Kommunalverwaltungen

mit finanzieller Eigenverantwortung sowie en-

gagierte Bürger in einer gut organisierten Zi-

vilgesellschaft voraus. In Mosambik gelang es

den entschlossen vorgehenden Kommunal-

behörden mit eigener Finanzhoheit, die Reich-

weite des Impf- und Schwangerenberatungs-

programms um 80 Prozent zu steigern. Kapa-

zitätsengpässe wurden durch Verträge mit

NRO und privaten Dienstleister auf kommu-

naler Ebene überwunden.

Jüngste Erfahrungen haben auch gezeigt,

wie soziale Bewegungen zu einer stärkeren Be-

teiligung an Entscheidungsprozessen führen

können, wie in der öffentlichen Überwachung

kommunaler Haushalte. In Porto Alegre (Bra-

Ziel 5: Verbesserung der Ge-

sundheit von Müttern

Zielvorgabe 6: Zwischen
1990 und 2015 die
Müttersterblichkeitsrate
um drei Viertel senken

Ziel 6: Bekämpfung von HIV/

AIDS, Malaria und

anderen Krankheiten

Zielvorgabe 7: Bis 2015
die Ausbreitung von
HIV/AIDS zum Stillstand
bringen und allmählich
umkehren

Zielvorgabe 8: Bis 2015
die Ausbreitung von
Malaria und anderen
schweren Krankheiten
zum Stillstand bringen
und allmählich umkehren

Ziel 7: Sicherung der ökologi-

schen Nachhaltigkeit

Zielvorgabe 9: Die
Grundsätze der nach-
haltigen Entwicklung in
einzelstaatliche Politiken
und Programme ein-
bauen und den Verlust
von Umweltressourcen
umkehren

Zielvorgabe 10: Bis 2015
den Anteil der Menschen
um die Hälfte senken,
die keinen nachhaltigen
Zugang zu sauberem
Trinkwasser haben

Zielvorgabe 11: Bis 2020
eine erhebliche Verbes-
serung der Lebensbedin-
gungen von mindestens
100 Millionen Slum-
bewohnern herbeiführen

Ziel 8: Aufbau einer welt-

weiten Entwicklungs-

partnerschaft

Zielvorgabe 12: Ein offe-
nes, regelgestütztes, bere-
chenbares und nichtdis-
kriminierendes Handels-
und Finanzsystem wei-
terentwickeln 
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silien) führte die öffentliche Überwachung

kommunaler Haushalte zu enormen Verbesse-

rungen bei den Dienstleistungen. 1989 hatten

weniger als die Hälfte der Stadtbewohner Zu-

gang zu sauberem Wasser, sieben Jahre später

war dieser Zugang praktisch für alle gesichert.

Auch der Primarschulbesuch verdoppelte sich

in diesem Zeitraum und der öffentliche Nah-

verkehr wurde auf die Randbezirke der Stadt

ausgedehnt.

Solch gemeinschaftliches Handeln verbes-

sert die Grundversorgung und hilft mit, politi-

schen Willen zu mobilisieren und langfristig

aufrechtzuerhalten. Die Bürger üben Druck

auf ihre Führer aus, damit sie den politischen

Verpflichtungen, die sie eingegangen sind,

nachkommen. Und die Millenniums-Entwick-

lungsziele geben ihnen ein Instrument in die

Hand, um von ihren Regierungen Rechen-

schaft zu verlangen.

Da die Ziele der Millenniums-Erklärung
nicht zu verwirklichen sind, wenn wir ein-
fach so weitermachen wie bisher, muss das
Tempo des Fortschritts dramatisch be-
schleunigt werden

In den vergangenen 30 Jahren waren in 

den Entwicklungsländern insgesamt gewaltige

Verbesserungen zu beobachten. Die Lebens-

erwartung stieg um acht Jahre. Der Anteil der

Analphabeten wurde um fast die Hälfe auf

25 Prozent gesenkt. In Ostasien wurde die

Zahl der Menschen, die mit weniger als einem

Dollar am Tag auskommen müssen, in den

neunziger Jahren nahezu halbiert.

Dennoch kommt die menschliche Ent-

wicklung zu langsam voran. Für viele Länder

waren die neunziger Jahre eine Dekade der

Hoffnungslosigkeit. Etwa 54 Länder sind heu-

te ärmer als 1990. In 21 Ländern leidet ein

großer Teil der Menschen Hunger. In 14 Län-

dern sterben mehr Kinder vor ihrem fünften

Lebensjahr. In 12 Ländern geht der Primar-

schulbesuch zurück. In 34 Ländern ist die Le-

benserwartung gesunken. Die Rückschläge im

Überlebenskampf waren zuvor geringer.

Ein weiteres Zeichen für eine Entwick-

lungskrise ist der Rückgang beim Index für

menschliche Entwicklung in 21 Ländern. (Der

HDI – Human Development Index – ist ein

zusammengefasstes Maß für drei Dimensio-

nen der menschlichen Entwicklung: die Mög-

lichkeit ein langes und gesundes Leben zu

führen, Bildung zu erhalten und einen ange-

messenen Lebensstandard zu haben). Auch

dies war bis zum Ende der achtziger Jahre ein

eher seltenes Phänomen, denn diese Fähigkei-

ten, die im HDI zusammengefasst sind, gehen

normalerweise nicht so leicht verloren. 

Wenn der globale Fortschritt das Tempo

der neunziger Jahre beibehält, haben lediglich

das Millenniums-Entwicklungsziel der Hal-

bierung der Einkommensarmut und die Hal-

bierung der Zahl der Menschen ohne Zugang

zu sauberem Trinkwasser eine realistische

Chance, verwirklicht zu werden, vor allem

China und Indien. Afrika südlich der Sahara

würde auf regionaler Ebene beim gegenwärti-

gen Tempo das Ziel der Armutsbekämpfung

erst 2147 und das Ziel der Senkung der Kin-

dersterblichkeit erst 2165 erreichen. Bei

HIV/AIDS und Hunger steigen die Zahlen in

der Region an, anstatt zu fallen.

Dass so viele Länder rund um die Welt die

Millenniums-Entwicklungsziele in den 12 Jah-

ren bis 2015 nicht erreichen werden, ist ein

Hinweis darauf, wie dringend notwendig eine

Kursänderung ist. Doch die in der Vergangen-

heit erzielten Entwicklungserfolge zeigen, was

selbst in sehr armen Ländern möglich ist. Sri

Lanka ist es zwischen 1945 und 1953 gelun-

gen, die Lebenserwartung um 12 Jahre zu stei-

gern. Ein weiteres ermutigendes Beispiel bie-

tet Botsuana: die Nettoeinschulungsrate in

Primarschulen stieg zwischen 1970 und 1985

von 46 Prozent auf fast 90 Prozent.

Heute verfügt die Welt über umfangrei-

chere Ressourcen und mehr Kenntnisse als je

zuvor, um Herausforderungen wie Infekti-

onskrankheiten, geringe Produktivität, feh-

lende umweltverträgliche Energien und

Transportmittel, die fehlende Grundversor-

gung mit sauberem Wasser, Sanitäreinrich-

tungen, Schulen und Gesundheitsdiensten zu

bewältigen. Die Frage ist, wie diese Ressour-

cen und Kenntnisse am besten einzusetzen

sind, damit sie den ärmsten Menschen zugute

kommen.

(Umfasst die Verpflich-
tung auf eine gute Regie-
rungs- und Verwaltungs-
führung, die Entwick-
lung und die Armutsre-
duzierung sowohl auf na-
tionaler als auch auf in-
ternationaler Ebene)

Zielvorgabe 13: Den be-
sonderen Bedürfnissen
der am wenigsten ent-
wickelten Länder Rech-
nung tragen

(Umfasst einen zoll- und
quotenfreien Zugang für
Exportgüter der am we-
nigsten entwickelten
Länder, ein verstärktes
Schuldenerleichterungs-
programm für die hoch-
verschuldeten armen
Länder und die Strei-
chung der bilateralen öf-
fentlichen Schulden so-
wie die Gewährung
großzügigerer öffentli-
cher Entwicklungshilfe
für Länder, die zur Ar-
mutsminderung ent-
schlossen sind)

Zielvorgabe 14: Den be-
sonderen Bedürfnissen
der Binnen- und kleinen
Inselentwicklungsländer
Rechnung tragen

(durch das Aktionspro-
gramm für die nachhalti-
ge Entwicklung der klei-
nen Inselstaaten unter
den Entwicklungslän-
dern und die Ergebnisse
der zweiundzwanzigsten
Sondertagung der Gene-
ralversammlung)

Zielvorgabe 15: Die
Schuldenprobleme der
Entwicklungsländer
durch Maßnahmen auf
nationaler und interna-
tionaler Ebene umfas-
send angehen und so die
Schulden langfristig trag-
bar werden lassen
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In zwei Gruppen von Ländern ist ein Kurs-
wechsel besonders vordringlich. Bei der er-
sten handelt es sich um Länder, bei denen
eine geringe menschliche Entwicklung und
ein schlechte Umsetzung der Ziele zusam-
menkommen – also die Länder mit höch-
ster und die Länder mit hoher Priorität. Bei
der zweiten Gruppe handelt es sich um die
Länder, die gute Fortschritte in Richtung
auf die Ziele machen, in denen aber Inseln
tiefer Armut zurückbleiben

Es gibt 59 Länder mit höchster und hoher Pri-

orität, in denen ausbleibende Fortschritte und

ein alarmierend niedriges Ausgangsniveau ei-

nen großen Teil der Ziele untergraben. Auf

diese Länder müssen die Aufmerksamkeit und

die Ressourcen der Welt konzentriert werden.

In den 90er Jahren erlebten diese Länder

vielfältige Krisen:

• Einkommensarmut: die ohnehin hohen

Armutsraten stiegen in 37 der 67 Länder, für

die Daten vorliegen, weiter an.

• Hunger: in 19 Ländern leidet mehr als ein

Viertel der Menschen unter Hunger, und die

Situation wird nicht besser oder verschlechtert

sich sogar. In 21 Ländern ist der Anteil der

Hungernden gestiegen.

• Überleben: in 14 Ländern stieg die Sterb-

lichkeit der Kinder unter fünf Jahren in den

90er Jahren, und in sieben Ländern wird fast

ein Viertel der Kinder den fünften Geburtstag

nicht erleben.

• Wasser: in neun Ländern hat über ein

Viertel der Menschen keinen Zugang zu sau-

berem Wasser, und die Situation wird nicht

besser oder verschlechtert sich sogar. 

• Sanitärversorgung: in 15 Ländern hat

über ein Viertel der Menschen keinen Zugang

zu angemessener Sanitärversorgung, und die

Situation wird nicht besser oder verschlechtert

sich sogar. 

All diesen verschiedenen Problemen liegt

eine Wirtschaftskrise zu Grunde. Diese Län-

der sind nicht nur bereits extrem arm, sondern

ihre Wachstumsraten sind auch erschreckend

gering.

In den 90er Jahren betrug das Wachstum

des durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommens

in 125 Entwicklungs- und Transformations-

ländern weniger als 3 Prozent und ging in 54

dieser Länder zurück. Von den 54 Ländern

mit rückläufigem Einkommen gehören 20 zu

Afrika südlich der Sahara, 17 zu Osteuropa

und der Gemeinschaft unabhängiger Staaten

(GUS), sechs zu Lateinamerika und der Kari-

bik, sechs zu Ostasien und dem Pazifikraum

und fünf zu den arabischen Staaten. Sie um-

fassen viele Länder mit hoher Priorität, aber

auch einige Länder mit mittlerer menschlicher

Entwicklung.

Weniger im Blickpunkt der Öffentlichkeit

stehen Länder, die gute Fortschritte machen,

in denen jedoch bestimmte Gruppen und Ge-

biete ausgeschlossen sind oder zurückbleiben.

Alle Ländern sollten sich darum bemühen,

signifikante Disparitäten zwischen Gruppen –

zwischen Männern und Frauen, zwischen eth-

nischen Gruppen, zwischen Rassen sowie zwi-

schen städtischen und ländlichen Gebieten –

zu überwinden. Dazu müssen jedoch die Lan-

desdurchschnitte kritisch betrachtet werden.

Viele Länder, deren Gesamtdurchschnitt

angemessene Fortschritte in Richtung auf die

fristgerechte Erreichung der Zielvorgaben er-

kennen lässt, weisen ausgedehnte Inseln verfe-

stigter Armut auf. Die spektakuläre Leistung

Chinas in den 90er Jahren, 150 Millionen

Menschen die Überwindung der Einkom-

mensarmut zu ermöglichen, blieb auf die Küs-

tenregionen beschränkt. Anderswo gibt es

nach wie vor Inseln tiefer Armut, in manchen

Regionen im Landesinnern war der wirtschaft-

liche Fortschritt erheblich langsamer als im

übrigen Land.

In einer Reihe von Ländern könnten die

Ziele leichter verwirklicht werden, indem ein-

fach die Lebensbedingungen der Menschen,

denen es ohnehin schon besser geht, weiter

angehoben werden. Es gibt Hinweise darauf,

dass dies im Bereich der Gesundheitsversor-

gung bereits geschieht. Aber ein solcher An-

satz mag die Ziele zwar den Buchstaben nach

erfüllen, dem Geist nach jedoch nicht. Selbst

wenn sich ein Land insgesamt auf die Ver-

wirklichung der Ziele hinbewegt, liegen die

Fortschritte von Frauen, Bewohnern ländli-

cher Gebiete, ethnischen Minderheiten und

anderen armen Gruppen in der Regel unter

Zielvorgabe 16: In Zu-
sammenarbeit mit den
Entwicklungsländern
Strategien zur Beschaf-
fung menschenwürdiger
und produktiver Arbeit
für junge Menschen erar-
beiten und umsetzen

Zielvorgabe 17: In Zu-
sammenarbeit mit den
Pharmaunternehmen er-
schwingliche untentbehr-
liche Medikamente in
den Entwicklungslän-
dern verfügbar machen

Zielvorgabe 18: In Zu-
sammenarbeit mit dem
Privatsektor dafür sor-
gen, dass die Vorteile der
neuen Technologien, ins-
besondere der Informati-
ons- und Kommunikati-
onstechnologien, genutzt
werden können
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dem Gesamtdurchschnitt, manchmal gibt es

für sie überhaupt keine Fortschritte.

Von 24 Entwicklungsländern, für die sub-

nationale Daten über die Kindersterblichkeit

zwischen Mitte der achtziger und Mitte der

neunziger Jahre vorliegen, haben nur drei den

Abstand zwischen den reichsten und den

ärmsten Gruppen in Bezug auf die Sterblich-

keitsraten der Kinder unter fünf Jahren verrin-

gert. Ähnliche Muster finden sich bei den Ra-

ten der Immunisierung, des Schulbesuchs und

der Schulabschlüsse, wo die Kluft zwischen

Stadt und Land sowie ethnische Disparitäten

offenbar fortbestehen oder sich sogar ver-

schlimmern. Auch bleiben Frauen in armen

Gebieten häufig von den Gesamtfortschritten

in Richtung auf die Ziele ausgeschlossen.

Der Millenniums-Entwicklungspakt ist ein
Aktionsplan, der vorrangig auf die Länder
mit höchster und hoher Priorität ausgerich-
tet ist, die am dringendsten der Unterstüt-
zung bedürfen

Auf globaler Ebene muss sich die Aufmerk-

samkeit der Politik auf die Länder konzentrie-

ren, die mit den höchsten Entwicklungsher-

ausforderungen konfrontiert sind. Ohne einen

sofortigen Kurswechsel werden sie die Ziele si-

cher nicht erreichen. Vor diesem Hintergrund

bietet der Bericht einen neuen Aktionsplan,

der sich hauptsächlich an diese Länder richtet:

den Millenniums-Entwicklungspakt.

Um ein nachhaltiges Wachstum zu erzie-

len, müssen die Länder in mehreren Schlüssel-

bereichen wie Regierungsführung, Gesund-

heit, Bildung, Infrastruktur und Marktzugang

gewisse Mindeststandards erreichen. Wenn

ein Land in einem dieser Bereiche die Stan-

dards unterschreitet, kann es in eine „Armuts-

falle“ geraten.

Die meisten der Länder mit höchster und

hoher Priorität versuchen, diese Mindeststan-

dards zu erreichen. Sie stehen jedoch vor tief

verwurzelten strukturellen Hindernissen, die

nur schwer aus eigener Kraft zu überwinden

sind. Dazu gehören Zugangsbeschränkungen

zu internationalen Märkten und ein hohes

Verschuldungsniveau, das weit über dem liegt,

was sie mit ihrer begrenzten Exportkapazität

zum Schuldenabbau beitragen können. Ein

weiteres wesentliches Hindernis ist die Größe

und geografische Lage eines Landes. Andere

mit der Geografie eines Landes zusammen-

hängende strukturelle Zwänge sind eine gerin-

ge Bodenfruchtbarkeit, Anfälligkeit für extre-

me Klimaschwankungen oder Naturkatastro-

phen und sich ausbreitende Krankheiten wie

Malaria. Aber die Geographie bedeutet kein

unabänderliches Schicksal. Mit einer entspre-

chenden Politik können diese Herausforde-

rungen bewältigt werden. Bessere Straßen und

Kommunikationsmöglichkeiten sowie stärke-

re Kooperation mit den Nachbarländern kön-

nen den Marktzugang verbessern. Präventi-

ons- und Behandlungsmaßnahmen können

die Auswirkungen pandemischer Krankheiten

erheblich abmildern.

Die gleichen strukturellen Bedingungen,

die dazu beitragen, dass ein ganzes Land in die

Armutsfalle gerät, können auch große Bevöl-

kerungsgruppen in ansonsten relativ wohlha-

benden Ländern treffen. Chinas entlegene In-

landsregionen zum Beispiel sind wesentlich

weiter von Häfen entfernt, haben eine wesent-

lich schlechtere Infrastruktur und viel härtere

biophysikalische Bedingungen  als die Küsten-

regionen des Landes, die in den letzten Jahren

das schnellste Wirtschaftswachstum in der

chinesischen Geschichte erzielen konnten.

Die Verringerung der Armut in den ärmeren

Regionen erfordert eine gesamtstaatliche Poli-

tik, die ihnen mehr Ressourcen zuweist. Ober-

ste politische Priorität ist hier mehr Gerechtig-

keit und nicht nur mehr Wirtschaftswachs-

tum.

Um auf strukturelle Zwänge zu reagieren,

muss die Politik an verschiedenen Fronten

gleichzeitig vorgehen, dazu gehört aber auch

verstärkte Unterstützung aus dem Ausland.

Sechs Bündel politischer Maßnahmen können

den Ländern helfen, sich aus ihrer Armutsfal-

le zu befreien:

• Frühzeitige und ehrgeizige Investitionen

in Grundbildung und Gesundheit bei gleich-

zeitiger Förderung der Gleichberechtigung

der Geschlechter. Dies sind die Vorbedingun-

gen für ein nachhaltiges Wirtschaftswachs-

tum. Wachstum kann wiederum Arbeitsplätze

Auf globaler Ebene muss

sich die Aufmerksamkeit

der Politik auf die Länder

konzentrieren, die mit 

den höchsten Entwick-

lungsherausforderungen

konfrontiert sind



6 BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2003

schaffen und die Einkommen anheben, mit

positiven Rückwirkungen auf Bildung und

Gesundheit.

• Steigerung der Produktivität der Klein-

bauern, die unter ungünstigen Umweltbedin-

gungen wirtschaften – also der Mehrheit der

hungrigen Menschen auf der Welt. Nach einer

zuverlässigen Schätzung leben weltweit

70 Prozent der ärmsten Menschen im ländli-

chen Raum und sind von der Landwirtschaft

abhängig.

• Verbesserung der Basisinfrastruktur wie

Häfen, Straßen, Stromversorgung und Kom-

munikation, um die Kosten wirtschaftlicher

Tätigkeit zu verringern und geografische

Schranken zu überwinden.

• Ausarbeitung einer Industrieansiedlungs-

politik, die unternehmerisches Engagement

fördert und zur Diversifizierung der Wirt-

schaft beiträgt, so dass die Abhängigkeit von

Rohstoffexporten zurückgeht, wobei den

Klein- und Mittelbetrieben eine aktive Rolle

zukommt.

• Förderung demokratischer Staatsführung

und der Menschenrechte, um Diskriminie-

rung zu beseitigen, soziale Gerechtigkeit zu

gewährleisten und das Wohlergehen aller

Menschen zu fördern.

• Sicherstellung der ökologischen Nachhal-

tigkeit und eines soliden Stadtmanagements,

so dass langfristig wirksame Verbesserungen

der Entwicklung erreicht werden können.

Diesen politischen Strategien liegt der Ge-

danke zu Grunde, dass Volkswirtschaften nur

dann besser funktionieren können, wenn zu-

erst andere Probleme gelöst werden. So ist es

zum Beispiel nicht möglich, die Abhängigkeit

von Rohstoffexporten zu verringern, wenn die

Arbeitskräfte nicht in den Fertigungsbereich

überwechseln können, weil sie nicht genügend

qualifiziert sind.

Die Aufgabe, der sich die Länder mit

höchster und hoher Priorität gegenüber sehen,

ist für sie allein zu umfangreich – vor allem für

die ärmsten Länder, die mit sehr beschränkten

Mitteln außerordentlich hohe Hürden zu

überwinden haben. In diesem Punkt spricht

der Millenniums-Entwicklungspakt eine un-

missverständliche Sprache. Die ärmsten Län-

der benötigen umfangreiche externe Ressour-

cen, um ein annehmbares Niveau der mensch-

lichen Entwicklung zu erreichen. Dies ist je-

doch keine Forderung nach unbegrenzter Fi-

nanzierung durch die reichen Länder. Denn

der Pakt weist ebenso unmissverständlich dar-

auf hin, dass die armen Länder innerstaatliche

Ressourcen mobilisieren, die politischen Stra-

tegien und Institutionen stärken, die Korrupti-

on bekämpfen und die Regierungs- und Ver-

waltungsführung verbessern müssen. All dies

sind unverzichtbare Schritte auf dem Weg zu

einer nachhaltigen Entwicklung. 

Wenn die Länder nicht weit ehrgeizigere

Entwicklungspläne beschließen, werden sie

die Ziele nicht erreichen. Hier plädiert der

Millenniums-Entwicklungspakt für die An-

wendung eines neuen Prinzips. Die Regierun-

gen der armen und der reichen Länder sowie

die internationalen Institutionen sollen zual-

lererst die Frage stellen, welche Finanzmittel

zur Erreichung der Ziele benötigt werden, an-

statt zuzulassen, dass das Tempo der Entwick-

lung durch die beschränkten Mittel bestimmt

wird, die derzeit für diesen Zweck veran-

schlagt sind. 

Alle Länder – insbesondere diejenigen mit

höchster und hoher Priorität – müssen syste-

matisch feststellen, was zur Verwirklichung

der Ziele benötigt wird. Diese Diagnose sollte

auch Initiativen umfassen, die von Regierun-

gen armer Länder unternommen werden kön-

nen, etwa die Mobilisierung innerstaatlicher

fiskalischer Ressourcen, die Umwidmung von

Ausgaben zu Gunsten der Grundversorgung,

die Heranziehung privater Finanzmittel und

Fachkenntnisse sowie die Einleitung von Re-

formen zur Verbesserung der Wirtschafts-

führung. Trotz alledem wird bei den benötig-

ten Mitteln noch eine große Lücke klaffen, die

von den Regierungen beziffert werden muss.

Die Schließung dieser Lücke wird zusätzliche

finanzielle und technische Hilfe seitens der

reichen Länder erfordern, namentlich Finanz-

mittel für laufende Kosten, umfangreichere

Schuldenerleichterungen, besseren Marktzu-

gang und mehr Technologietransfer.

Es besteht ein breiter Konsens über die

Notwendigkeit eines Gesamtrahmens für die

Koordinierung der Entwicklungsbemühun-

gen, basierend auf den von den Ländern ge-

Wenn die Länder nicht

weit ehrgeizigere

Entwicklungspläne

beschließen, werden sie

die Ziele nicht erreichen
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tragenen Entwicklungsstrategien und auf öf-

fentlichen Investitionsprogrammen. Für die

Länder mit niedrigem Einkommen besteht

dieser Rahmen aus den Strategiedokumenten

zur Armutsbekämpfung (Poverty Reduction
Strategy Papers – PRSPs), die in rund zwei

Dutzend Ländern bereits vorhanden und in

weiteren zwei Dutzend in Vorbereitung sind.

Die Strategiedokumente zur Armutsbekämp-

fung, die die Herausforderungen der Millenni-

ums-Entwicklungsziele systematischer auf-

greifen, müssen zunächst die Frage nach den

Erfordernissen für ihre Umsetzung stellen.

Dann müssen sie bewerten, welche Mittel feh-

len und welche politischen Reformen durch-

zuführen sind.

Wenn der Anteil der in extremer Armut le-
benden Menschen halbiert werden soll
(Ziel 1), muss in den wachstumsschwachen
Ländern mit höchster und hoher Priorität
ein weitaus stärkeres Wirtschaftswachstum
erreicht werden. Aber Wachstum allein
genügt nicht. Hinzu kommen müssen politi-
sche Strategien, die die Verbindung zwi-
schen höherem Wachstum und höheren Ein-
kommen der ärmsten Haushalte stärken.

Über 1,2 Milliarden Menschen – jeder fünfte

Erdbewohner – müssen mit weniger als einem

Dollar am Tag auskommen. In den neunziger

Jahren ging der Anteil der Menschen, die unter

extremer Einkommensarmut leiden, von 30 auf

23 Prozent zurück. Angesichts einer wachsen-

den Weltbevölkerung verminderte sich jedoch

die absolute Zahl nur um 123 Millionen. Dies

ist nur ein Bruchteil des Fortschritts, der zur

Beseitigung der Armut nötig wäre. Wenn man

von China absieht, nahm die Zahl der extrem

armen Menschen sogar um 28 Millionen zu.

In Süd- und Ostasien sind die Zahlen der

in Einkommensarmut lebenden Menschen am

höchsten, obwohl diese beiden Regionen in

jüngster Zeit eindrucksvolle Fortschritte ver-

zeichneten. Wie bereits angeführt, konnte

China in den neunziger Jahren 150 Millionen

Menschen, das sind 12 Prozent der Bevölke-

rung, aus der Armut befreien. Damit wurde

die Verbreitung der Armut halbiert. Aber in

Lateinamerika und der Karibik, den arabi-

schen Staaten, in Mittel- und Osteuropa sowie

in Afrika südlich der Sahara nahm die Zahl

der Menschen zu, die mit weniger als einem

Dollar pro Tag auskommen müssen.

Das Haupthindernis für die Verringerung

der Armut war das Ausbleiben eines nachhal-

tigen, armutsreduzierenden Wachstums. In

den neunziger Jahren erreichten nur 30 von

155 Entwicklungs- und Transformationslän-

dern, für die Daten vorliegen – also knapp ein

Fünftel – ein Einkommenswachstum von

mehr als drei Prozent pro Kopf im Jahr. Wie

berichtet, gingen in 54 dieser Länder die

Durchschnittseinkommen sogar zurück.

Aber Wirtschaftswachstum allein reicht

nicht aus. Wachstum kann rücksichtslos sein,

es kann aber auch Armut verringern. Dies

hängt von seinem Zuschnitt, von strukturellen

Aspekten der Wirtschaft und von politischen

Entscheidungen ab. Die Armut ist sogar in sol-

chen Ländern angestiegen, in denen die Wirt-

schaft insgesamt gewachsen ist. In 33 von 66

Entwicklungsländern, für die Daten vorliegen,

verschärfte sich über die letzten zwanzig Jahre

das Ungleichgewicht bei den Einkommen.

Alle Länder, vor allem jene, denen es im

Durchschnitt gut geht, die aber Inseln verfe-

stigter Armut aufweisen, müssen eine Politik

verfolgen, die die Verbindung zwischen Wirt-

schaftswachstum und der Verminderung der

Armut stärkt.

Wachstum wird armen Menschen eher zu-

gute kommen, wenn es breit angelegt ist und

sich nicht auf wenige Sektoren oder Regionen

konzentriert; wenn es arbeitsintensiv (wie z.B.

in der Landwirtschaft und der Textilproduk-

tion) statt kapitalintensiv (wie bei der Ölförde-

rung) ist und wenn die staatlichen Einnahmen

in die menschliche Entwicklung investiert

werden (z.B. für gesundheitliche Grundver-

sorgung, Bildung, Ernährung, Wasser- und

Sanitärversorgung). Wachstum wird armen

Menschen weniger zugute kommen, wenn es

auf einer eingeschränkten Basis erfolgt, die

menschliche Entwicklung vernachlässigt oder

bei der Bereitstellung öffentlicher Dienstlei-

stungen ländliche Gebiete, bestimmte Regio-

nen, Bevölkerungsgruppen oder Frauen be-

nachteiligt.

Das Haupthindernis für

die Verringerung der

Armut war das

Ausbleiben eines

nachhaltigen, armuts-

reduzierten Wachstums
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Politische Strategien, die die Verbindung

zwischen Wachstum und Armutsverminde-

rung stärken können, sind:

• Steigerung des Volumens, der Effizienz

und der Ausgewogenheit von Investitionen in

die gesundheitliche Grundversorgung, Bil-

dung und die Wasser- und Sanitärversorgung.

• Erweiterung des Zugangs armer Men-

schen zu Grund und Boden, Krediten, Quali-

fikationen und anderen Wirtschaftsfaktoren.

• Steigerung der Produktivität der Klein-

bauern und der Diversifizierung.

• Förderung eines arbeitsintensiven indu-

striellen Wachstums unter Einbeziehung der

Klein- und Mittelbetriebe.

Zur Halbierung des Anteils der hungernden
Menschen (Ziel 1) müssen zwei Herausfor-
derungen bewältigt werden: die Sicherung
des Zugangs zu Nahrungsmitteln, die man-
cherorts mittlerweile reichlich vorhanden
sind, und die Erhöhung der Produktivität
der Bauern, die gegenwärtig noch Hunger
leiden – vor allem in Afrika

Die Zahl der hungernden Menschen ging in

den neunziger Jahren um fast 20 Millionen

zurück. Nimmt man China jedoch aus, so er-

höhte sich die Zahl der Hungernden. In Süda-

sien und in Afrika südlich der Sahara findet

sich die höchste Konzentration hungernder

Menschen. In Südasien besteht das Problem

darin, die reichlich vorhandenen Nahrungs-

mittel besser zu verteilen. In Afrika südlich

der Sahara liegt das Problem auch in der land-

wirtschaftlichen Produktivität.

Es gibt zahlreiche staatliche Maßnahmen,

mit denen der Hunger bekämpft werden

kann. Wo lokale Ausgleichslager vorhanden

sind, können bei einem Ernährungsnotstand

Lebensmittel auf den Markt gebracht werden,

dies verringert heftige Preisschwankungen.

Viele Länder, wie etwa China und Indien, ha-

ben solche Systeme eingeführt. Nahrungsmit-

tellager können besonders für dürreanfällige

Binnenländer wichtig sein.

Des weiteren sind viele hungernde Men-

schen landlos oder verfügen über keine gesi-

cherten Besitz- und Nutzungsrechte. Durch

Agrarreformen muss armen Menschen im

ländlichen Raum ein gesicherter Zugang zu

Grund und Boden eröffnet werden. Frauen

produzieren in Afrika südlich der Sahara und

Südasien einen Großteil der Nahrungsmittel,

verfügen jedoch über keinen gesicherten Zu-

gang zu Grund und Boden.

Auch die geringe landwirtschaftliche Pro-

duktivität muss verbessert werden, insbeson-

dere in ökologisch benachteiligten Randregio-

nen mit schlechten Böden und hohen Klima-

schwankungen. Die bemerkenswerten Fort-

schritte der „Grünen Revolution“ sind an die-

sen Gebieten vorbeigegangen. Hier ist eine

zweifache grüne Revolution vonnöten, die so-

wohl die Produktivität erhöht als auch die

ökologische Nachhaltigkeit verbessert. Es be-

darf höherer Investitionen, um bessere Tech-

nologien zu erforschen und zu entwickeln und

sie durch Beratungsdienste zu verbreiten. Zu-

dem muss dringend in die Infrastruktur inve-

stiert werden, vor allem in Straßen und Lager-

systeme. Doch die staatlichen Investitionen

und die Unterstützung der Geberländer für

die Landwirtschaft waren in den letzten Jahr-

zehnten rückläufig. 

Einfuhrzölle schützen die Märkte in den

reichen Ländern und reduzieren die Anreize

für die Bauern in den armen Ländern, in die

Landwirtschaft zu investieren, was zu einer

nachhaltigeren Ernährungssicherheit führen

würde. Enorme Subventionen in den reichen

Ländern verringern ebenfalls die Anreize, in

eine langfristige Ernährungssicherung zu inve-

stieren und drücken die Weltmarktpreise

nach unten. Für die Nahrungsmittelimporteu-

re kann dies allerdings von Vorteil sein.

Die Verwirklichung der allgemeinen Pri-
marschulbildung und die Beseitigung des
Geschlechtergefälles in der Primar- und Se-
kundarschulbildung (Ziele 2 und 3) erfor-
dern auch die Bewältigung damit verknüpf-
ter Probleme wie Effizienz, Gerechtigkeit
und verfügbare Finanzmittel

Insgesamt sind in den Entwicklungsländern

über 80 Prozent der Kinder in Primarschulen

eingeschult. Jedoch besuchen rund 115 Millio-

Einfuhrzölle schützen die

Märkte in den reichen

Ländern und reduzieren

die Anreize für die Bauern

in den armen Ländern, in

die Landwirtschaft zu

investieren, was zu 

einer nachhaltigeren

Ernährungssicherheit

führen würde
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nen Kinder immer noch keine Primarschule,

und in Afrika südlich der Sahara und in Süda-

sien sind die Einschulungsraten mit 57 bezie-

hungsweise 84 Prozent beklagenswert niedrig.

Ein Kind, das in Afrika in die erste Klasse ein-

geschult wird, hat eine jämmerliche Chance

von 1 zu 3, dass es die Primarschule abschlie-

ßen wird. Hinzu kommt, dass weltweit ein

Sechstel der Erwachsenen Analphabeten sind.

Die Kluft zwischen Männern und Frauen ist

dabei nach wie vor enorm: von den 115 Mil-

lionen Kinder, die keine Schule besuchen,

sind drei Fünftel Mädchen, und zwei Drittel

der 876 Millionen erwachsenen Analphabeten

sind Frauen.

Mangelnde Bildung nimmt den einzelnen

Menschen die Möglichkeit, ein erfülltes Leben

zu führen. Sie entzieht aber auch der Gesell-

schaft die Grundlage für eine nachhaltige Ent-

wicklung, weil Bildung ausschlaggebend ist

für die Verbesserung der Gesundheit, der

Ernährung und der Produktivität. Das Bil-

dungsziel ist also von zentraler Bedeutung für

die Verwirklichung der anderen Ziele.

In den meisten armen Ländern ist die ange-

botene Grundbildung höchst ungleich verteilt.

Auf die ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung

entfallen sehr viel weniger als 20 Prozent der

öffentlichen Ausgaben, während der Anteil der

reichsten 20 Prozent sehr viel höher ist. Des

Weiteren sind die pro Schüler aufgewendeten

Finanzmittel im Bereich der Primarschulbil-

dung sehr viel niedriger als bei der Sekundar-

und Hochschulbildung. Diese Verteilung be-

nachteiligt die Armen ebenfalls, weil sie von

der Grundbildung sehr viel stärker profitieren.

Auch die den Haushalten entstehenden

Kosten für die Schulbildung, etwa für Schul-

gebühren und Schuluniformen, halten vor al-

lem Kinder aus den ärmsten Familien vom

Schulbesuch ab. Als in Kenia, Malawi und

Uganda Schuluniformen und -gebühren abge-

schafft wurden, schnellten die Einschulungen

in die Höhe. Ein gerechtes System führt auch

zu besseren Ergebnissen: Länder mit guten

Bildungsleistungen geben in der Regel mehr

für die ärmsten Haushalte und mehr für die

Primarschulbildung aus.

Länder, die die Unterschiede zwischen

den Geschlechtern im Bildungsbereich über-

wunden haben, zeigen, wie die Eltern dazu er-

mutigt werden können, ihre Töchter zur Schu-

le zu schicken: indem Schulen in der Nähe des

Wohnorts angesiedelt werden, indem die aus

eigener Tasche zu tragenden Kosten möglichst

gering gehalten werden, indem die Schulzei-

ten angepasst werden, um der Mithilfe im

Haushalt Rechnung zu tragen, und indem

Lehrerinnen eingestellt werden, was den El-

tern ein Gefühl der Sicherheit vermittelt. Län-

der mit hohen Bildungsleistungen, die die Ge-

schlechterdisparitäten beseitigt haben, weisen

einen weit über dem Regionaldurchschnitt lie-

genden Lehrerinnenanteil auf.

Viele Schulsysteme leiden unter einem in-

effizienten Betrieb, in dem zu viele Kinder

Klassen wiederholen müssen oder die Schule

ohne Abschluss verlassen. In Ländern, in de-

nen mehrere Sprachen gesprochen werden,

wird die Lernerfahrung durch Unterricht in

der Muttersprache in den ersten Schuljahren

entscheidend verbessert. Schulspeisungspro-

gramme tragen ebenfalls dazu bei, dass Kinder

zur Schule kommen und auch dort bleiben,

denn hungrige Kinder können nicht lernen.

Vorschulprogramme für jüngere Kinder hel-

fen bei der Vorbereitung auf den Schulanfang,

vor allem wenn die Kinder zur ersten Genera-

tion von Lernenden in einer Familie gehören.

Eine kaum zu bewältigende Aufgabe für

Länder mit geringen Einschulungsraten ist die

Steuerung der laufenden Kosten, um zwischen

den Lehrergehältern, die in der Regel 90 Pro-

zent oder mehr der Gesamtsumme beanspru-

chen, und den übrigen Kosten, wie z.B. für

Schulbücher, ein größeres Gleichgewicht zu

erzielen. Unter niedrigen Bildungsausgaben

leiden insbesondere die Armen, denn den Eli-

ten und mächtigen Gruppen gelingt es zu-

meist, sich einen unverhältnismäßig hohen

Anteil der knappen Haushaltsmittel zu si-

chern. Schwache Haushalte machen auch die

Umsetzung von Reformen schwierig. Wenn

mehr Mittel für die Bildung bereit stehen, ist

es leichter, für mehr Gerechtigkeit und Effizi-

enz zu sorgen. 

Die Mittelknappheit wird dadurch ver-

schärft, dass die Unterstützung der Geber für

den Bildungsbereich rückläufig ist. In den

neunziger Jahren fiel diese Unterstützung real

Das Bildungsziel ist von

zentraler Bedeutung für

die Verwirklichung der

anderen Ziele
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um 30 Prozent auf 4,7 Milliarden Dollar, von

denen lediglich 1,5 Milliarden Dollar für die

Grundbildung zur Verfügung standen. In der

Regel finanzieren die Geber auch eher Ausrüs-

tungen und andere Kapitalkosten und weniger

die Lehrbücher, Lehrergehälter und sonstigen

Betriebskosten. Doch genau hier liegen die

Engpässe.

Der Privatsektor muss sowohl bei der Aus-

stattung als auch bei den Finanzmitteln we-

sentlich mehr für die Sekundar- und Hoch-

schulbildung tun. Die Regierungen müssen

die NRO und den Privatsektor dazu bewegen,

das Angebot auszuweiten und gleichzeitig die

Einhaltung von Normen zu kontrollieren und

Daten über Anzahl und Qualität von Privat-

schulen zentral zu erheben. In einem Umfeld

knapper Ressourcen sind Gerechtigkeit und

Effizienz nur dann zu verwirklichen, wenn

staatliche Subventionen für Privatschulen

nicht zu Lasten der Grundbildung für die Ar-

men gehen.

In der Regel können sich Länder höhere

Bildungsausgaben leisten, wenn ihre Volks-

wirtschaften wachsen. Aber die ärmsten Län-

der müssen mehr für Bildung ausgeben, um

aus der Armutsfalle herauszukommen – und

sie verfügen nicht über genügend Mittel für

diese grundlegenden Investitionen.

Die Verwirklichung der Gleichstellung der
Geschlechter und die Ermächtigung der
Frau (Ziel 3) sind wertvolle Ziele an sich,
aber sie sind auch ausschlaggebend für die
Verwirklichung aller anderen Ziele

Die Förderung der Gleichstellung der Ge-

schlechter und der Ermächtigung der Frau im

breitesten Sinn gehört zu den Schlüsselzielen

der Millenniums-Erklärung. Allerdings ist die

Beseitigung der Ungleichheit bei der Primar-

schulbildung die einzige quantitative Zielvor-

gabe. Bildung trägt zur Verbesserung der Ge-

sundheit bei, und bessere Bildung und Ge-

sundheit erhöhen die Produktivität, die zu

Wirtschaftswachstum führt. Das Wachstum

wiederum erzeugt Ressourcen, mit denen Ver-

besserungen der Gesundheit und Bildung fi-

nanziert werden können, die die Produktivität

weiter steigern. Die Gleichstellung der Ge-

schlechter spielt in diesen Synergien eine aus-

schlaggebende Rolle, denn die Entwicklung

wird von den Frauen getragen.

In fast allen Gesellschaften werden Für-

sorge und Betreuung vorrangig von Frauen

geleistet. Daher trägt ihre Bildung mehr zur

Gesundheit und Bildung der nächsten Gene-

ration bei als die Bildung von Männern. Dies

gilt ganz besonders dann, wenn die Frauen

auch ein starkes Mitspracherecht bei Ent-

scheidungen innerhalb der Familie haben.

Mädchen, die selbst eine Schulbildung genos-

sen haben, wachsen zu Frauen heran, die we-

niger und gesündere Kinder haben, so dass

der Übergang zu niedrigeren Geburtsraten

beschleunigt wird. Besser ausgebildete, gesün-

dere Frauen tragen auch zu höherer Produkti-

vität bei, indem sie zum Beispiel landwirt-

schaftliche Neuerungen übernehmen. Damit

erhöht sich auch das Haushaltseinkommen.

Des Weiteren arbeiten solche Frauen häufig

außer Haus, verfügen über ein eigenes Ein-

kommen und damit über größere Selbständig-

keit. Diese positiven Prozesse erhalten noch

mehr Gewicht, wenn Frauen an Haushaltsent-

scheidungen beteiligt werden. Wenn Frauen

die Möglichkeit haben, durch gemeinsame

Aktionen mehr Rechte zu verlangen, etwa das

Recht auf Bildung, auf Gesundheitsversor-

gung, auf gleiche Beschäftigungschancen,

dann sind solche positiven Synergien noch

wahrscheinlicher. 

Die Senkung der Kindersterblichkeit, die
Verbesserung der Gesundheit der Mütter
und die Bekämpfung von HIV/AIDS, Ma-
laria und anderen Krankheiten (Ziele 4-6)
erfordern eine dramatische Ausweitung des
Zugangs zur Gesundheitsversorgung

Jedes Jahr sterben über zehn Millionen Kinder

– 30.000 pro Tag – an vermeidbaren Krank-

heiten. Über 500.000 Frauen sterben jährlich

auf Grund von Komplikationen während der

Schwangerschaft oder Geburt; in den Län-

dern Afrikas südlich der Sahara sind solche

Todesfälle hundert Mal wahrscheinlicher als

in den OECD-Ländern (Organisation for

In der Regel können sich

Länder höhere Bildungs-

ausgaben leisten, wenn

ihre Volkswirtschaften

wachsen. Aber die

ärmsten Länder müssen

mehr für Bildung

ausgeben, um aus der

Armutsfalle

herauszukommen
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Economic Co-operation and Development)
mit hohem Einkommen. Weltweit leben 42

Millionen Menschen mit HIV/AIDS, davon

39 Millionen in Entwicklungsländern. Tuber-

kulose ist (zusammen mit AIDS) weiterhin die

häufigste tödliche Infektionskrankheit bei Er-

wachsenen, sie verursacht bis zu zwei Millio-

nen Todesfälle pro Jahr. Die Zahl der Malaria-

toten, die heute eine Million pro Jahr beträgt,

könnte sich in den nächsten 20 Jahren ver-

doppeln. 

Ohne wesentlich schnellere Fortschritte

werden die Millenniums-Entwicklungsziele in

diesem Bereich (Ziele 4–6) nicht erreicht wer-

den. Selbst bei der Senkung der Kindersterb-

lichkeit, wo stetige Fortschritte zu verzeichnen

sind, würde Afrika südlich der Sahara beim

gegenwärtigen Tempo die Senkung um zwei

Drittel erst 150 Jahre nach dem angestrebten

Datum erreichen.

Das sind beschämende Statistiken, denn

viele dieser Todesfälle wären vermeidbar,

wenn Moskitonetze, Hebammen, bezahlbare

Antibiotika, grundlegende Hygiene und eine

Therapie zur Bekämpfung der Tuberkulose

mit der Bezeichnung „Kurzzeitbehandlung

unter Direktbeobachtung (Directly Observed

Therapy Short Course – DOTS) in viel breite-

rem Umfang eingesetzt würden. All dies sind

keine technisch aufwendigen Lösungen, aber

sie könnten zusammen Millionen von Men-

schenleben retten. Dennoch sind sie für viele

Länder unerreichbar. Dafür gibt es ein breites

Spektrum systemischer Gründe: Ebenso wie

im Bildungsbereich fehlt es den Gesundheits-

systemen an Mitteln (vor allem für die gesund-

heitliche Grundversorgung), die angebotenen

Dienste sind ungleich verteilt und es mangelt

an Effizienz. 

Die Gesundheitssysteme in den armen

Ländern sind viel zu schlecht finanziert, um

die Ziele erreichen zu können. Kein OECD-

Land mit hohem Einkommen gibt weniger als

fünf Prozent seines Bruttoinlandsproduktes

(BIP) für öffentliche Gesundheitsdienste aus.

Aber die Entwicklungsländer kommen kaum

je über diesen Anteil hinaus, bei den meisten

liegt er zwischen zwei und drei Prozent. 1997

erreichten die staatlichen Gesundheitsausga-

ben in den am wenigsten entwickelten Län-

dern im Durchschnitt lediglich sechs Dollar

pro Kopf, bei den übrigen Ländern mit niedri-

gem Einkommen waren es 13 Dollar. Dagegen

betrugen diese Pro-Kopf-Ausgaben in den

Ländern, deren Einkommen im oberen mittle-

ren Bereich liegt, 125 Dollar und in den Län-

dern mit hohem Einkommen 1.356 Dollar.

Das absolute Minimum für die medizinische

Grundversorgung liegt nach Schätzungen der

World Health Organization (WHO) bei

35–40 Dollar pro Kopf. In den armen Ländern

ist es praktisch unmöglich, die internationalen

Preise für lebensrettende Medikamente zu be-

zahlen – und es ist nahezu kriminell, dies von

den armen Menschen zu erwarten.

Bei kleinen und unzureichenden Budgets

sind die Armen die Verlierer. In den meisten

Ländern erhalten die ärmsten zwanzig Pro-

zent der Haushalte viel weniger als zwanzig

Prozent der Aufwendungen für Gesundheit.

Dabei führt mehr Gerechtigkeit bei den Aus-

gaben zu besseren Ergebnissen: Länder, die

den ärmeren Haushalten mehr zukommen las-

sen, verzeichnen eine niedrigere Kindersterb-

lichkeit. Unterschiede zwischen Stadt und

Land sind ein weiteres Beispiel für ungerechte

Verteilung. In der Regel erhalten die ländli-

chen Gebiete weniger Mittel. In Kambodscha

leben 85 Prozent der Menschen im ländlichen

Raum, aber nur 13 Prozent des staatlichen Ge-

sundheitspersonals sind dort eingesetzt. In

Angola leben 65 Prozent auf dem Land, aber

nur 15 Prozent des Gesundheitspersonals ar-

beiten dort.

Das Fehlen von Mitteln höhlt die Gesund-

heitssysteme immer weiter aus, denn der Man-

gel auf einem Gebiet führt zu Mängeln auf an-

deren. Wenn Kliniken keine Medikamente ha-

ben, hält dies die Patienten davon ab, sich dort

behandeln zu lassen. Dies wiederum führt zu

häufigem Fernbleiben des Personals von der

Arbeit, so dass die Effizienz weiter untergra-

ben wird. Wenn dann die Bevölkerung den

Wert der Gesundheitsdienste nicht mehr

sieht, wird das System nicht mehr kontrolliert

und die Gesundheitsdienste erfüllen die Be-

dürfnisse immer weniger anstatt mehr.

Die Politik muss sich mit den Problemen

der verfügbaren Finanzmittel, der Gerechtig-

keit und der Effizienz auseinandersetzen:

Die Gesundheitssysteme

in den armen Ländern

sind viel zu schlecht

finanziert, um die Ziele

erreichen zu können
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• Ressourcen mobilisieren. Regierungen in

armen Ländern müssen den Ausgaben für Ge-

sundheit einen höheren Rang einräumen als

sonstigen Aufwendungen, etwa für Verteidi-

gung. Und innerhalb der Gesundheitsbudgets

muss die gesundheitliche Grundversorgung

Priorität erhalten. Aber in den Ländern mit

niedrigem Einkommen ist das wahrscheinlich

nicht genug.

• Externe Ressourcen aufstocken. Dies gilt

vor allem für die Entwicklungshilfe, aber

Schuldenerleichterung, Medikamentenspen-

den und Preisabschläge seitens der pharma-

zeutischen Unternehmen wären ebenfalls ein

wichtiger Beitrag.

• Mehr Gerechtigkeit schaffen. Die Regie-

rungen müssen Ungleichgewichte beseitigen,

indem sie sich auf ländliche Gebiete, arme Be-

völkerungsgruppen, Frauen und Kinder kon-

zentrieren. Aber es reicht nicht aus, sich aus-

schließlich auf die gesundheitliche Grundver-

sorgung zu konzentrieren, denn staatliche

Krankenhäuser, die bereits mit AIDS- oder

Tuberkulosepatienten überbelegt sind, kön-

nen keine weiteren Patienten aufnehmen.

• Die Arbeitsweise der Gesundheitssyste-
me verbessern. Regierungen mit Liquiditäts-

problemen stehen bei der Festlegung der Pri-

oritäten vor einem Dilemma. Oberste Priorität

ist die Aufrechterhaltung eines integrierten

Systems. Vertikale Programme, die auf be-

stimmte Krankheiten konzentriert sind, wer-

den zwar immer populärer, aber ohne eine Ba-

sisinfrastruktur im Gesundheitswesen können

sie weder effektiv noch nachhaltig sein. Solche

Programme sollten in die Gesamtstruktur des

Gesundheitswesen eingebunden werden. Das

gilt auch für die Gesundheitsversorgung von

Müttern und die reproduktive Gesundheits-

versorgung. Viele Länder konzentrieren sich

auf die Familienplanung, lassen jedoch die

Gesundheitsversorgung von Kindern und

Müttern außer Acht. Sich auf die lebenswich-

tigen Maßnahmen zu konzentrieren, ist nicht

genug; mit demselben Nachdruck muss auch

dafür gesorgt werden, dass jedes Gesundheits-

zentrum über unverzichtbare Medikamente

verfügt.

Da private Dienstleister im Bereich der

Gesundheitsversorgung für viele arme Men-

schen die erste Anlaufstelle sind, müssen die

Regierungen durch bessere Vorschriften dafür

sorgen, dass sie von der staatlichen Aufsicht

erfasst werden. Dafür kommen zahlreiche

Maßnahmen in Frage: Verbraucherschutzge-

setze; Akkreditierungen, die dem Verbraucher

zeigen, welche Anbieter registriert sind; Ein-

wirken auf die praktischen Ärzte, sich auf

grundlegende Medikamente zu beschränken.

In vielen lateinamerikanischen Ländern wur-

den die besser entwickelten medizinischen

Dienste durch die Einführung kommerzieller

Arztpraxen privatisiert, dies hatte für die ärm-

sten Menschen alles andere als positive Aus-

wirkungen.

Die Halbierung des Anteils der Menschen
ohne Zugang zu sauberem Trinkwasser und
verbesserter Sanitärversorgung (Ziel 7) er-
fordert ein integriertes Vorgehen. Ohne Sa-
nitäreinrichtungen und Hygiene ist saube-
res Wasser von geringerem Nutzen für die
Gesundheit.

Mehr als eine Milliarde Menschen in den Ent-

wicklungsländern – also jeder Fünfte – haben

keinen Zugang zu sauberem Wasser, und 2,4

Milliarden fehlt der Zugang zu einer ausrei-

chenden Sanitärversorgung. Beides kann über

Leben oder Tod entscheiden. Diarrhöe gehört

zu den Haupttodesursachen von Kleinkin-

dern: in den neunziger Jahren starben mehr

Kinder an Diarrhöe als Menschen in den be-

waffneten Konflikten seit dem Zweiten Welt-

krieg ums Leben kamen. Am stärksten betrof-

fen sind die armen Bewohner ländlicher Ge-

biete und in Elendssiedlungen.

Auch hier gilt dasselbe wie für die anderen

Gesundheitsziele. Es gibt preiswerte techni-

sche Lösungen, die den Gemeinwesen zu-

gänglich und wohlbekannt sind: geschützte

Schachtbrunnen, öffentliche Zapfstellen, ge-

schützte Quellen, Latrinen mit manueller Spü-

lung, einfache Grubenlatrinen, belüftete Gru-

benlatrinen und Anschlüsse zu Klärgruben

oder geschlossenen Abwasserkanälen. Den-

noch wird die Wirksamkeit dieser Lösungen

durch verschiedene Faktoren untergraben,

außerdem sind sie nicht wirklich ausreichend:

Regierungen in armen

Ländern müssen den

Ausgaben für Gesundheit

einen höheren Rang

einräumen als sonstigen

Aufwendungen, etwa für

Verteidigung



ÜBERBLICK 13

Wasser ohne Sanitärversorgung. Ohne

verbesserte Sanitäreinrichtungen und bessere

Hygiene ist der Zugang zu Wasser weit weni-

ger nützlich. Eine bessere Gesundheitsversor-

gung wird für die Behandlung von durch Was-

ser übertragenen Krankheiten verhindert –

Krankheiten, die durch sauberes Wasser, bes-

sere Sanitäreinrichtungen und bessere Hygie-

ne hätten vermieden werden können.

Während jedoch die Nachfrage nach saube-

rem Wasser offensichtlich ist, hängt die Nach-

frage nach entsprechender Sanitärversorgung

erheblich stärker von der Hygieneerziehung

ab. Oft bleibt es der Eigeninitiative der armen

Haushalte überlassen, Sanitäreinrichtungen in

ihren Wohnungen zu installieren, wobei sie

häufig die Kosten dafür selbst tragen müssen.

Wenn sie von der Notwendigkeit einer sol-

chen Investition nicht überzeugt sind, werden

sie sie wahrscheinlich nicht durchführen.

Fehlende Ressourcen zur Finanzierung
teurer Infrastruktur. In städtischen und

Stadtrandgebieten erfordert Wasserversor-

gung die Erschließung von Quellen, eine Was-

serleitung zu der betreffenden Kommune und

ein örtliches Verteilungsnetz. Die Abwasser-

entsorgung erfordert öffentliche Kanalisati-

onssysteme und Kläranlagen. Solche Investi-

tionen verursachen erhebliche Kosten, die

weit über die Mittel der meisten Kommunal-

verwaltungen hinausgehen. Selbst in Ländern

mit mittlerem Einkommen müssen solche

Leistungen von der jeweiligen Regierung be-

reitgestellt werden. Der wichtigste Bestandteil

der Infrastruktur für Wasser- und Sanitärver-

sorgung ist die Abwasserbehandlung, um zu

vermeiden, dass Abwässer völlig ungeklärt in

die Flüsse gelangen und das Grundwasser ver-

schmutzen. Dies setzt auch verbesserte Tech-

nologien voraus. Aber den Kommunalbehör-

den fehlen die Finanzmittel, um in die sanitäre

Grundversorgung zu investieren.

Hohe Kosten und schlechte Wartung.
Die Regierungen müssen sicherstellen, das der

Zugang der Armen zu Wasser- und Sanitär-

diensten nicht durch ungerechte Abgaben un-

tergraben wird, mit denen die Versorgung der

Wohlhabenderen subventioniert wird. Die

Bessergestellten sollten einen höheren Anteil

an den Kosten für die Erhaltung der Infra-

struktur dieser Dienste übernehmen. Die Aus-

gaben für kostenträchtige Systeme in den bes-

seren Stadtvierteln verschlingen die Ressour-

cen für kostengünstige Systeme; Slums und

Stadtrandgebiete bleiben häufig ohne jede

Versorgung. Hinzu kommt, dass in ländlichen

und Stadtrandgebieten die Wassersysteme oft

schlecht unterhalten werden. In solchen Ge-

bieten war die Einbeziehung der Gemeinwe-

sen häufig der Schlüssel für die Verbesserung

der Dienste. 

Die Erfahrungen mit multinationaler pri-

vater Beteiligung an der Wasser- und Sanitär-

versorgung sind zweischneidig. Es gibt einige

Erfolge des Privatsektors bei der erweiterten

Wasserversorgung armer Viertel in großen

Städten (z.B. Buenos Aires, Argentinien und

die Agglomeration von Manila, Philippinen).

Aber bisweilen wurden diese Erfolge durch

Korruption in großem Stil und die Nicht-

einhaltung von Abkommen mit der Regierung

zunichte gemacht. Die einheimische Unter-

nehmerschaft in diesem Sektor muss gefördert

werden, wobei die staatlichen Entwicklungs-

banken für die Finanzierung sorgen sollen.

Die Sicherung der ökologischen Nachhal-
tigkeit (Ziel 7) erfordert es, mit den Ökosys-
temen so umzugehen, dass sie zu einer
nachhaltigen Sicherung des Lebensunter-
halts der Menschen beitragen. Dies ist auch
ein wichtiges Element bei der Erreichung
der übrigen Ziele.

Fast zwei Milliarden Hektar Boden sind von

Erosion betroffen. Dies beeinträchtigt den Le-

bensunterhalt von bis zu einer Milliarde Men-

schen, die in Trockengebieten leben. Etwa 70

Prozent des kommerziellen Fischfangs stammt

aus voll ausgeschöpften oder überfischten Be-

ständen. 1,7 Milliarden Menschen – ein Drit-

tel der Weltbevölkerung – leben in Ländern

mit Wasserknappheit.

Die Geografie von Verbrauch, Umwelt-

schäden und menschlichem Einfluss ist un-

einheitlich. Die reichen Länder verursachen

den größten Teil der Umweltverschmutzung

der Welt und dezimieren viele ihrer natürli-

chen Ressourcen. Wichtige Beispiele sind die

Da private Dienstleister

im Bereich der Gesund-

heitsversorgung für viele

arme Menschen die erste

Anlaufstelle sind, müssen

die Regierungen durch

bessere Vorschriften dafür

sorgen, dass sie von der

staatlichen Aufsicht

erfasst werden
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Erschöpfung der weltweiten Fischbestände

und der Ausstoß von Treibhausgasen, die den

Klimawandel verursachen; beides hängt mit

den nicht nachhaltigen Konsummustern rei-

cher Menschen und Länder zusammen. In

den reichen Ländern erreicht der Ausstoß

von Kohlendioxyd 12,4 Tonnen pro Kopf; in

den Ländern mit mittlerem Einkommen sind

es 3,2 Tonnen und in denen mit niedrigem

Einkommen eine Tonne. Arme Menschen

sind durch Umweltkatastrophen und -bela-

stungen wie den zu erwartenden Auswirkun-

gen des globalen Klimawandels am stärksten

gefährdet.

Die Umkehrung dieser negativen Trends

wäre an sich schon wünschenswert, würde aber

auch zum Erreichen der anderen Zielen beitra-

gen, weil die Gesundheit, die Einkommen und

die Chancen der armen Menschen durch die

Erschöpfung der natürlichen Ressourcen stark

beeinflusst werden. Rund 900 Millionen Arme,

die in ländlichen Gebieten leben, sind zur Si-

cherung ihres Lebensunterhalts zu einem

großen Teil auf natürliche Produkte angewie-

sen. Bis zu einem Fünftel der Krankheiten, die

die armen Länder belasten, hängen möglicher-

weise mit umweltbedingten Risikofaktoren 

zusammen. Klimaveränderungen, wie Über-

schwemmungskatastrophen, können die land-

wirtschaftliche Produktivität in armen Ländern

beeinträchtigen und die Risiken erhöhen. Dies

sind nur einige wenige Beispiele für das Zu-

sammenwirken zwischen dem Umweltziel und

den anderen Zielen.

Eine Politik, die die ökologische Nachhal-

tigkeit fördert, muss großes Gewicht darauf

legen, dass die lokale Bevölkerung in die Lö-

sungen einbezogen wird. Sie sollte außerdem

hervorheben, wie wichtig eine Änderung des

politischen Kurses in den reichen Ländern ist.

Vorrangige politische Maßnahmen sind:

• Verbesserung der Institutionen und der
Regierungsführung. Klare Definition von Ei-

gentums- und Nutzerrechten, Verbesserung

der Überwachung und Einhaltung von Um-

weltnormen und Einbeziehung der Gemein-

wesen in das Management ihrer Umweltres-

sourcen.

• Aufnahme von Umweltschutz und Um-
weltmanagement in die sektoralen und son-

stigen Entwicklungsstrategien der einzelnen

Länder.

• Verbesserung der Funktionsfähigkeit
des Marktes. Abschaffung von umweltschädi-

genden Subventionen, vor allem in den rei-

chen Ländern (etwa Subventionen für fossile

Brennstoffe oder große kommerzielle Fische-

reiflotten), und Berücksichtigung der Um-

weltkosten durch Verschmutzungsabgaben.

• Stärkung internationaler Mechanismen.
Verbesserung der internationalen Bewälti-

gung globaler Probleme wie etwa Schutz in-

ternationaler Wassereinzugsgebiete und Um-

kehrung des Klimawandels, zusammen mit

Mechanismen zur gerechten Aufteilung dieser

Lasten.

• Investition in Wissenschaft und Tech-
nik. Höhere Investitionen in Technologien im

Bereich der erneuerbaren Energien und

Schaffung einer Beobachtungsstelle zur Über-

wachung der Funktionsweise und des Zu-

stands der wichtigsten Ökosysteme.

• Bewahrung wichtiger Ökosysteme.
Schaffung von Schutzzonen unter Einbezie-

hung der Ortsbevölkerung. 

Wenn solche politischen Strategien Wur-

zeln schlagen und Früchte tragen sollen, muss

es zu einer neuen Partnerschaft zwischen den

reichen und den armen Ländern kommen. Im

Sinne einer gerechten Aufgabenverteilung

müssen große Länder mehr zur Verminde-

rung der Umweltschäden beitragen und mehr

Ressourcen für ihre Behebung einsetzen. Wie

bei den anderen Zielen besteht auch hier eine

dringende Notwendigkeit, einige extreme Be-

nachteiligungen zu korrigieren.

Politische Veränderungen in den reichen
Ländern bei Entwicklungshilfe, Schulden-
abbau, Handel und Technologietransfer
(Ziel 8) sind für die Verwirklichung der
Ziele unverzichtbar.

Es ist schwer vorstellbar, dass die ärmsten

Länder die Ziele 1–7 verwirklichen können,

ohne dass die reichen Länder die erforderli-

chen politischen Kursänderungen zur Ver-

wirklichung von Ziel 8 vornehmen. Die armen

Länder können aus eigener Kraft die struktu-

Eine Politik, die die

ökologische

Nachhaltigkeit fördert,

muss großes Gewicht

darauf legen, dass die

Ortsbevölkerung in die

Lösungen einbezogen

wird und sich die Politik

in den reichen Ländern

ändert
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rellen Zwänge nicht überwinden, die sie in der

Armutsfalle gefangen halten, namentlich die

Zölle und Subventionen, mit denen die rei-

chen Länder den Marktzugang für ihre Ex-

porte beschränken; Patente, die den Zugang

zu lebensrettender Technologie eingrenzen

und langfristig nicht tragbare Schulden bei

reichen Ländern, Regierungen und multilate-

ralen Institutionen.

Die ärmsten Länder verfügen nicht über

die Mittel zur Finanzierung der Investitionen,

die zur Erreichung eines Mindeststandards bei

der Infrastruktur, der Bildung und der Ge-

sundheit erforderlich sind. Sie haben nicht die

Mittel für Investitionen in die Landwirtschaft

und in kleine Fertigungsbetriebe, um die Pro-

duktivität der Arbeitnehmer zu verbessern.

Solche Investitionen schaffen die Grundlage

für die Überwindung der Armutsfalle – und

die Länder können nicht darauf warten, bis

wirtschaftliches Wachstum die benötigten

Ressourcen erzeugt. Kinder können nicht dar-

auf warten, bis durch Wachstum Ressourcen

erzeugt werden, wenn ihr Leben durch ver-

meidbare Ursachen bedroht ist.

Der aus der Millenniums-Erklärung und

dem Konsens von Monterrey hervorgegange-

ne Partnerschaftsrahmen macht deutlich, dass

die Hauptverantwortung für die Verwirkli-

chung der Ziele 1–7 bei den Entwicklungslän-

dern liegt. Er verpflichtet diese Länder dazu,

innerstaatliche Ressourcen zur Finanzierung

der ehrgeizigen Programme zu mobilisieren,

politische Reformen zur Stärkung der Wirt-

schaftsführung durchzuführen, den armen

Menschen ein Mitspracherecht in den Ent-

scheidungsprozessen einzuräumen und die

Demokratie, die Menschenrechte und die so-

ziale Gerechtigkeit zu fördern. Aber der Kon-

sens ist auch ein Pakt, der die reichen Länder

dazu verpflichtet, noch mehr zu tun, jedoch

als Leistungsziel und nicht als Anspruch. Der

Millenniums-Entwicklungspakt verdeutlich die

ausschlaggebende Rolle der reichen Länder,

die in Ziel 8 zum Ausdruck kommt. 

Die reichen Länder haben sich bei einer

Reihe von Zusammenkünften zu konkretem

Handeln verpflichtet: nicht nur auf dem Mil-

lenniums-Gipfel, sondern auch auf der Inter-

nationalen Konferenz über Entwicklungsfi-

nanzierung im März 2002 in Monterrey und

auf dem Weltgipfel für nachhaltige Entwick-

lung im September 2002 in Johannesburg. In

Doha (Katar) verpflichteten sich die Handels-

minister im November 2001, die Interessen

der armen Länder in den Mittelpunkt ihrer

künftigen Arbeit am multilateralen Handelssy-

stem zu stellen. Jetzt ist der Zeitpunkt für die

reichen Länder gekommen, ihre Zusagen ein-

zulösen. 

Für die Länder mit höchster Priorität ist es

am vordringlichsten, dass die reichen Länder

jetzt handeln, denn sie haben den längsten

Weg zur Ereichung der Ziele zurückzulegen.

Ihr Wirtschaftswachstum stagniert seit zehn

Jahren oder noch länger, wodurch ihre Schul-

denbelastung auf eine nicht mehr tragbare

Höhe angewachsen ist. Diese Länder sind auf

die Ausfuhr von Rohstoffen angewiesen, de-

ren Preise stetig gefallen sind. Auch die Ent-

wicklungshilfe ging in den neunziger Jahren

zurück – in Afrika südlich der Sahara pro

Kopf gerechnet um ein Drittel – und sie bleibt

weit hinter dem zurück, was zur Verwirkli-

chung der Ziele nötig ist.

Mehr und wirksamere Entwicklungs-
hilfe. Der Wendepunkt bei der rückläufigen

Entwicklungshilfe kam auf der Konferenz von

Monterrey, wo rund 16 Milliarden Dollar pro

Jahr an zusätzlicher Entwicklungshilfe bis

2006 zugesagt wurden. Dennoch würde diese

Erhöhung die gesamte öffentliche Entwick-

lungshilfe auf lediglich 0,26 Prozent des Brut-

tosozialprodukts der 22 Mitglieder des Ent-

wicklungshilfeausschusses (Development As-
sistance Committee – DAC) der OECD an-

heben. Dieser Anteil würde immer noch weit

unter dem Ziel von 0,7 Prozent liegen, das die

reichen Länder in Monterrey und Johannes-

burg zu erreichen versprachen. Er unter-

schreitet auch den geschätzten Bedarf, der

entsprechend einer vorsichtigen Schätzung

bei einer Größenordnung von rund 100 Milli-

arden Dollar pro Jahr liegt. Dies wäre eine

Verdoppelung der Entwicklungshilfe, so dass

rund 0,5 Prozent des Bruttosozialproduktes

der Länder des Entwicklungshilfeausschusses

der OECD erreicht würden.

Aber mehr Hilfe allein ist nicht genug: sie

muss auch effizienter werden. Im Konsens von

Es ist schwer vorstellbar,

dass die ärmsten Länder

die Ziele 1-7 verwirk-

lichen können, ohne dass

die reichen Länder die

erforderlichen politischen

Kursänderungen zur

Verwirklichung von Ziel 8

vornehmen
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Monterrey haben sich die Geber verpflichtet,

nur dann zu helfen, wenn die Entwicklungs-

länder gemeinsame Anstrengungen unter-

nehmen, um Wirtschaftsführung und Demo-

kratie zu verbessern und Maßnahmen für 

eine wirksame Armutsbekämpfung durchzu-

führen. Der Konsens verlangt von den Geber-

ländern auch, ihre Verfahrensweisen zu ver-

bessern, vor allem die Entwicklungsprioritä-

ten der Empfängerländer zu respektieren, die

Lieferbindung für die Entwicklungshilfe auf-

zuheben, ihre Umsetzung zu harmonisieren

beziehungsweise die administrative Belastung

für die Empfängerländer zu reduzieren und

eine Dezentralisierung anzustreben. Diese

wichtigen Verpflichtungen wurden in der im

Februar 2003 verabschiedeten Erklärung von

Rom über Harmonisierung von den Leitern

der multilateralen und bilateralen Entwick-

lungsinstitutionen auf ihrem Treffen in der ita-

lienischen Hauptstadt erneut bekräftigt.

Neue Ansätze zur Schuldenerleichterung.

26 Länder konnten ihre Schulden im Rahmen

der Initiative für hoch verschuldete arme Län-

der (Heavily Indebted Poor Countries –

HIPC) abbauen, acht von ihnen erreichten den

Erfüllungszeitpunkt, so dass einige ihrer Schul-

den gestrichen wurden. Aber es muss noch viel

mehr geschehen: Eine größere Zahl von Län-

dern muss in den Genuss dieser Maßnahmen

kommen, und es muss auch sichergestellt wer-

den, dass die Länder ihre Schuldenlast wirklich

tragen können. So führten in Uganda in jüng-

ster Zeit sinkende Kaffeepreise und schwin-

dende Exporteinnahmen dazu, dass die Schul-

denlast des Landes erneut untragbar wurde.

Erweiterter Marktzugang als Hilfe zur
Diversifizierung und Handelsausweitung.
Die Handelspolitik der reichen Länder be-

nachteiligt immer noch in hohem Maße die

Exporte aus Entwicklungsländern. Die durch-

schnittlichen Zölle der OECD-Länder auf

Fertigwaren aus Entwicklungsländern sind

über vier Mal so hoch wie diejenigen für Fer-

tigwaren aus anderen OECD-Ländern. Hinzu

kommt, dass die Agrarsubventionen der rei-

chen Länder zu unfairer Konkurrenz führen.

Baumwollbauern in Benin, Burkina Faso, dem

Tschad, Mali und Togo haben ihre Produkti-

vität verbessert. Ihre Produktionskosten sind

niedriger als die ihrer Konkurrenten in den

reichen Ländern, aber dennoch sind sie kaum

wettbewerbsfähig. Die Agrarsubventionen der

reichen Länder betragen über 300 Milliarden

Dollar pro Jahr – das ist beinahe das Sechsfa-

che der öffentlichen Entwicklungshilfe.

Besserer Zugang zum globalen techni-
schen Fortschritt. Die technologischen Durch-

brüche der letzten Jahrzehnte haben ein enor-

mes Potenzial für die Verbesserung des

menschlichen Lebens durch technische Inno-

vationen geschaffen. Den reichen Ländern

eröffnet sich ein weites Feld, um dazu beizu-

tragen, dass der technische Fortschritt zur

Steigerung der menschlichen Entwicklung

eingesetzt wird und hilft, der Vernachlässi-

gung der Bedürfnisse der Armen entgegenzu-

wirken. Derzeit sind nur zehn Prozent der glo-

balen medizinischen Forschungs- und Ent-

wicklungsausgaben den Krankheiten gewid-

met, unter denen 90 Prozent der Ärmsten der

Welt leiden. Die reichen Länder können auch

helfen sicherzustellen, dass das Abkommen

der Welthandelsorganisation (World Trade
Organization – WTO) über die Handelsbe-

zogenen Aspekte der Rechte des geistigen Ei-

gentums (Trade-Related Aspects of
Intellectual Property Rights – TRIPS) die In-

teressen der Entwicklungsländer berücksich-

tigt. Das TRIPS-Abkommen schützt bisher

nicht in ausreichendem Maß die Rechte indi-

gener Gemeinschaften an ihrem traditionellen

Wissen, das z.T. von Außenstehenden paten-

tiert wird. Das TRIPS-Abkommen enthält

zwar Bestimmungen zum Technologietrans-

fer, die Formulierungen sind jedoch vage und

erschweren die Umsetzung. Die WTO-Mini-

sterkonferenz von Doha im Jahr 2001 bekräf-

tigte, dass das TRIPS-Abkommen die armen

Länder nicht daran hindern soll, ihrer Bevöl-

kerung unverzichtbare Medikamente besser

zugänglich zu machen. Die Konferenz traf den

Beschluss, bis Dezember 2002 eine Einigung

darüber zu erzielen, wie Länder ohne ange-

messene Fertigungskapazität Zugang zu sol-

chen Medikamenten erhalten können. Aber

dieser Termin ist verstrichen, ohne dass eine

Lösung in Sicht wäre.

Den Verpflichtungen weiter folgen –
und neue Zielvorgaben formulieren. Die

Die Handelspolitik der

reichen Länder benach-

teiligt immer noch in

hohem Maße die Exporte

aus Entwicklungsländern
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reichen Länder sind viele Verpflichtungen

eingegangen, aber meistens ohne terminge-

bundene und quantitative Zielvorgaben.

Wenn die Entwicklungsländer die Ziele 1–7

bis 2015 erreichen sollen, müssen die reichen

Länder vor diesem Datum in einigen kriti-

schen Bereichen Fortschritte erzielen. Dabei

können sie sich selbst Fristen setzen, so dass

diese Fortschritte überwacht werden können.

Dieser Bericht schlägt vor, dass die reichen

Länder die folgenden weiteren Zielvorgaben

anstreben:

• Erhöhung der öffentlichen Entwicklungs-

hilfe zur Schließung von Finanzlücken (die auf

mindestens 50 Milliarden Dollar geschätzt

werden).

• Entwicklung konkreter Maßnahmen zur

Umsetzung der Erklärung von Rom über Har-

monisierung.

• Beseitigung von Zöllen und Kontingenten

auf Exporte aus Entwicklungsländern wie

Agrarprodukte, Textilien und Bekleidung.

• Abbau von Subventionen für landwirt-

schaftliche Produkte in den reichen Ländern.

• Vereinbarung und Finanzierung eines Me-

chanismus der Ausgleichsfinanzierung für die

hochverschuldeten armen Länder im Fall un-

vorhersehbarer Ereignisse – wie beispielsweise

Zusammenbrüche der Rohstoffpreise.

• Vereinbarung und Finanzierung einer

noch stärkeren Schuldenreduzierung für die

hochverschuldeten armen Länder, die den Er-

füllungszeitpunkt erreicht haben, um die lang-

fristige Tragbarkeit sicherzustellen.

• Einführung von Schutz und Entgelt für

traditionelles Wissen im TRIPS-Abkommen.

• Verständigung darüber, was Länder ohne

ausreichende Fertigungskapazitäten tun kön-

nen, um die öffentliche Gesundheit im Rah-

men des TRIPS-Abkommens zu schützen.

So wie die Bevölkerung eines Landes darü-

ber wachen kann, was ihre Regierung unter-

nimmt, um ihren Verpflichtungen nachzukom-

men, sollten auch die reichen Länder ihre Fort-

schritte bei der Erfüllung ihrer Verpflichtun-

gen überwachen. Sie sollten als Beitrag zu einer

globalen Strategie zur Verringerung der Armut

Zwischenberichte vorlegen, in denen sie ihre

Prioritäten für ihre weiteren Schritte mitteilen.

*         *         *

Die Millenniums-Entwicklungsziele stellen die

Welt vor überwältigende Herausforderungen.

Wenn es nicht zu radikalen Verbesserungen

kommt, werden zu viele Länder die gesteckten

Vorgaben nicht erreichen. Dies hätte verhee-

rende Folgen für die ärmsten und schwäch-

sten ihrer Bürger. Dennoch bietet sich der

Welt heute die beispiellose Chance, die Ver-

pflichtung zur Beseitigung der Armut zu erfül-

len. Zum ersten Mal herrscht zwischen reichen

und armen Ländern ein wirklicher Konsens

darüber, dass Armut ein Problem der ganzen

Welt ist, und dass die ganze Welt gemeinsam

dagegen ankämpfen muss. Wie dieser Bericht

erläutert, sind die Lösungen zur Überwindung

von Hunger, Krankheit, Armut und fehlender

Bildung zum großen Teil bekannt. Jedoch

müssen für diese Anstrengungen angemessene

Ressourcen bereitgestellt werden, und die

Dienstleistungen müssen gerechter und effizi-

enter verteilt werden. All dies wird jedoch

nicht geschehen, wenn nicht jedes einzelne

Land, ob arm oder reich, seiner Verantwor-

tung gegenüber den Milliarden armer Men-

schen überall auf der Welt gerecht wird.






